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Schriftlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(13. Ausschuß) 

über den Antrag des Bundesministers der Finanzen 
— Drucksache V/2020 — 

betr. Bundeshaushaltsrechnung für das Rechnungsjahr 1965 

hier: Nachträgliche Genehmigung der über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben 


A. Bericht des Abgeordneten Beuster 


1. Allgemeine Bemerkungen 

Der Bundesminister der Finanzen hat die Über- 
sicht über die über- und außerplanmäßigen Aus- 
gaben für das Rechnungsjahr 1965 (Anlage I der 
Haushaltsrechnung) am 4. Juli 1967 vorgelegt und 
darum gebeten, diese Ausgaben gemäß § 83 RHO 
nachträglich zu genehmigen. Der Rechnungsprü- 
fungsausschuß hat über die Vorlage in seiner 21. bis 
24. Sitzung beraten. Der Haushaltsausschuß befaßte 
sich in der Sitzung vom 27. Juni 1968 mit den Vor- 
schlägen seines Unterausschusses. 

Die überplanmäßigen Ausgaben betragen 
2 345 971 123,38 DM. Die außerplanmäßigen Aus- 
gaben umfassen 1 797 631 252,13 DM, darunter ein 
Betrag von 1 461 000 000 DM, der als Darlehen an 
die Deutsche Bundesbahn zur Erhaltung deren Liqui- 
dität gegeben wurde. 

Uber- und außerplanmäßige Ausgaben sind gemäß 
Artikel 112 GG in Verbindung mit § 33 RHO im 
Falle eines unvorhergesehenen und unabweisbaren 
Bedürfnisses zulässig; sie bedürfen der vorherigen 
Zustimmung des Bundesministers der Finanzen. In 
22 Fällen mit einem Gesamtbetrag von 68 687 217,99 
DM wurde diesen Vorschriften nicht entsprochen. 
Abgesehen vom Fall einer Titelverwechselung hat 
der Bundesminister der Finanzen erklärt, daß er den 
Ausgaben zugestimmt hätte, wenn entsprechende 
Anträge vor Ablauf des Rechnungsjahres 1965 ge- 


stellt worden wären. Bedenklich erschien dem Aus- 
schuß die Vielzahl der Fälle im Bereich des Bun- 
desministers der Verteidigung, in denen die Über- 
schreitungen des Haushaltsansatzes erst nachträglich 
festgestellt worden sind. Der Bundesminister der 
Verteidigung wird zu prüfen haben, welche organisa- 
torischen Maßnahmen geeignet sind, diese Vor- 
kommnisse für die Zukunft auszuschalten. Eine zu- 
sätzliche Ausgabe von 38 000 000 DM bei Kapitel 
06 02 Tit. 612 — Sondermittel für die Aufgaben der 
Parteien nach Artikel 21 des Grundgesetzes — wurde 
vom Bundesminister der Finanzen aus Rechtsgrün- 
den nicht genehmigt, nachdem das Bundesverfas- 
sungsgericht mit Entscheidung vom 19. Juli 1966 
(BVerfgE 20,56) § 1 HG 1965 insoweit nachträglich 
für nichtig erklärt hat; der Ausschuß empfiehlt ent- 
sprechend, von dieser Ausgabe lediglich Kennt- 
nis zu nehmen. 

Der Bundesrechnungshof hat in den Textziffern 
21 bis 23 der Bemerkungen zur Bundeshaushalts- 
rechnung für das Rechnungsjahr 1965, die inzwischen 
als Drucksache V/2695 vorliegen, grundsätzliche Aus- 
führungen zu dem Anwachsen der über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben, sowie Rechtsausführungen 
zu verschiedenen, nach seiner Auffassung bedenk- 
lichen Haushaltspraktiken, gemacht. Der Ausschuß 
behält sich vor, hierzu abschließend mit seinem Vor- 
schlag zur Entlastung der Bundesregierung für das 
Rechnungsjahr 1965 Stellung zu nehmen. 
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Die Schwerpunkte der Haushaltsüberschreitungen 
betreffen Darlehenshingaben und Liquiditätszu- 
schüsse an die Verkehrsbetriebe des Bundes, Zu- 
schüsse an die knappschaftliche Rentenversicherung 
und Mehrbedarf bei verschiedenen Leistungen auf 
Grund bestehender gesetzlicher Verpflichtungen 
(insbesondere Kriegsopferfürsorge, Unterhaltssiche- 
rung der Wehrpflichtigen, Anteil des Bundes an den 
Sparförderungsmaßnahmen) . 

Soweit Ausgaben ohne gesetzliche Verpflichtung 
geleistet wurden, wird die Unabweisbarkeit hinsicht- 
lich der größeren Ausgabepositionen in den Auswir- 
kungen unvorhergesehener außenpolitischer Ereig- 
nisse (insbesondere dem Abbruch diplomatischer Be- 
ziehungen durch mehrere arabische Staaten), Natur- 
katastrophen sowie notwendigen wirtschaftslenken- 
den Maßnahmen (Leistungen zugunsten des Kohle- 
bergbaues, Stützung der VEBA- Aktien u. a.) gesehen. 
Durch eine überplanmäßige Ausgabe von 60,6 Mil- 
lionen DM für Darlehen an Unteroffiziere und Mann- 
schaften auf Zeit (Kapitel 14 03 Tit. 570), die insbe- 
sondere zur Begründung eines eigenen Hausstan- 
des der Begünstigten bestimmt sind, wurde der 
Haushaltsansatz um 600 v. H. überschritten. Der 
Ausschuß hat gegen diese Haushaltsüberschreitung 
Bedenken erhoben, weil er grundsätzlich der Auf- 
fassung ist, daß Leistungen der darreichenden Ver- 
waltung auf Grund nicht verpflichtender — insbeson- 
dere hinsichtlich des Zeitpunkts der Gewährung un- 
verbindlicher — Richtlinien nur im Rahmen des Haus- 
haltsansatzes eines jeden Rechnungsjahres erbracht 
werden dürfen. Allein der Umstand, daß der Haus- 
haltsausschuß bei den Haushaltsberatungen allge- 
mein ein Bedürfnis nach verbesserten finanziellen 
Anreizen für die Anwerbung von Soldaten auf Zeit 
anerkannt und sich selbst auf einen Ausgabeansatz 
eingelassen hatte, ohne daß die Richtlinien im Text 
Vorlagen, ließ den Ausschuß davon Abstand nehmen, 
die Versagung der Genehmigung dieser Haushalts- 
überschreitung vorzuschlagen. Der Haushaltsaus- 
schuß wird künftig bei der Bewilligung derartiger 
Mittel darauf bestehen, daß die Richtlinien in vollem 
Umfang festliegen. 


2. Einzelbemerkungen 

Kap. 06 26 Tit. apl. 710 — Herrichtung und Ausbau 
von vorhandenen Anlagen für Zwek- 
ke der Beschaffungsstelle des Bun- 
desministers des Innern — 

Die außerplanmäßige Ausgabe von 139 601,54 DM 
wird mit der Aufstellung einer Bürobaracke zur 
behelfsmäßigen Unterbringung von Bediensteten 
der Beschaffungsstelle begründet. Der Ausschuß 
hatte Zweifel an der Nichtvoraussehbarkeit dieser 
Ausgabe geäußert. Der Bundesminister des Innern 
hat zu dieser Frage schriftlich Stellung genommen 
(Ausschußdrucksache 33 des Rechnungsprüfungsaus- 
schusses) und ergänzt die Begründung dahin, daß die 
Ausgabe durch Verzögerungen beim Bau unvorher- 
gesehen in das Rechnungsjahr 1965 verlagert worden 
sei. 


Kap. 08 04 Tit. 320 — Nachwuchswerbung für die 

Bundesfinanzverwaltung 


Der Ansatz dieses Titels war auf Vorschlag des 
Haushaltsausschusses von 350 000 DM auf 250 000 
DM gekürzt worden (vgl. 152. Protokoll des Haus- 
haltsausschusses Seite 67). Durch die überplan- 
mäßige Ausgabe von 71 407,64 DM wurde nahezu 
der ursprünglich beantragte Betrag verausgabt. Der 
Ausschuß sah darin eine Mißachtung der Beschlüsse 
des Parlaments. Der Bundesminister der Finanzen 
hat dazu schriftlich Stellung genommen (Ausschuß- 
drucksache 35 des Rechnungsprüfungsausschusses) 
und die Ausgabe insbesondere damit begründet, daß 
die bewilligten Mittel nicht ausgereicht hätten, um 
den erforderlichen Nachwuchs für die Bundesfinanz- 
verwaltung anzuwerben und daß zu berücksichtigen 
gewesen sei, daß Personalfehlbestände im Bereich 
der Bundesfinanzverwaltung Einnahmeausfälle zur 
Folge haben müßten. Bereits vorher wurde aus 
anderem Anlaß darauf hingewiesen, daß eine vor- 
herige Unterrichtung des Haushaltsausschusses we- 
gen der durch die Neuwahlen bedingten Unterbre- 
chung der Sitzungstätigkeit des Haushaltsausschus- 
ses besondere Schwierigkeiten bereitete. 


Kap. 10 02 Tit. apl. 624 — Zuschüsse für Trock- 
nungsanlagen für Futterkartoffeln 

Im Laufe der Beratungen ergab sich, daß die Be- 
gründung für diese außerplanmäßige Ausgabe von 
800 000 DM möglicherweise insoweit nicht den tat- 
sächlichen Verhältnissen entspricht, als mit der Her- 
stellung der Trocknungsanlagen nicht erst 1964 be- 
gonnen worden sein soll. Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat ergän- 
zend mitgeteilt, der vermutete Tatbestand treffe hin- 
sichtlich eines Teilbetrages von 195 109 DM zu. 
Diese Mittel seien nebst Zinsen von dem beteiligten 
Land zurückgefordert worden. 


Kap. 24 01 Tit. 206 — Bewirtschaftung von Dienst- 
grundstücken ... — 

Bei der Beratung dieser überplanmäßigen Aus- 
gabe von 34 354,11 DM wurden die ergänzenden 
Feststellungen des Bundesrechnungshofes in Text- 
ziffer 24 der Bemerkungen zur Bundeshaushaltsrech- 
nung für das Rechnungsjahr 1965 bereits berücksich- 
tigt, wonach Zahlung vor Fälligkeit geleistet und die 
Zweckbestimmung des Titels nicht eingehalten wor- 
den ist. Der Bundesschatzminister ist ersucht worden, 
zu diesen Vorgängen schriftlich Stellung zu nehmen 
und die verantwortlichen Personen zu benennen. Er 
hat dargelegt, die Zweckbestimmung sei beachtet 
worden; im übrigen sei der Beanstandung durch eine 
Rüge des verantwortlichen Beamten entsprochen 
worden. Der dem Bund entstandene Schaden ist ge- 
ringfügig. 
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Kap. 36 04 Tit. 956 — Herausgabe von Merkblättern 


Der Ansatz wurde um 258 595,83 DM entgegen 
einer Kürzung auf Vorschlag des Haushaltsaus- 
schusses überschritten. Die um 600 000 DM höhere 
Gesamtausgabe diente in erster Linie der Finanzie- 
rung der „Zivilschutzfibel" • allein 206 000 DM wur- 
den zusätzlich für die Beilage von Lesezeichen mit 
einer Erläuterung der Warnsignale in die amtlichen 
Fernsprechbücher ausgegeben. Die Verhandlungen 
mit der Deutschen Bundespost wegen dieser Lese- 
zeichenbeilage, die der Ausschuß als wenig sinnvoll 
ansah, weil bereits ein größerer Personenkreis 
durch die Zivilschutzfibel unterrichtet worden war, 
sollen angeblich ein Rückgängigmachen dieser Maß- 
nahme nicht mehr zugelassen haben. 

Wenn dies der Fall gewesen sein sollte, so wäre 
eine solche voreilige Bindung zu rügen. Der Bundes- 
minister des Innern ist aufgefordert, zu diesem Vor- 
gang Stellung zu nehmen und die verantwortlichen 
Bediensteten zu benennen. 


Ausschußantrag umseitig 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die in der Bundeshaushaltsrechnung für das Rech- 
nungsjahr 1965 festgestellten über- und außerplan- 
mäßigen Ausgaben werden gemäß § 83 Abs. 1 RHO 
nachträglich genehmigt — Drucksache V/2020 — 

die Ausgabe zu Kapitel 06 02 Titel 612 wird zur 
Kenntnis genommen. 

Die Genehmigung erfolgt vorbehaltlich der späteren 
Beschlußfassung über die Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofs (§§ 107 und 108 der Reichshaushalts- 
ordnung). 

Die Vierteljahresübersichten zu den über- und außer- 
planmäßigen Ausgaben im Rechnungsjahr 1965 — 
Drucksachen V/2, V/135, V/862 — werden für erledigt 
erklärt. 


Bonn, den 27. Juni 1968 


Schoettle 

Vorsitzender 


Beuster 

Berichterstatter 
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